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Abréviations

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
WAK-SR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates
OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
IV Invalidenversicherung
MWST Mehrwertsteuer
KVG Bundesgesetz über die Krankenversicherungen
STAF Bundesgesetz über die Steuerreform und die AHV-Finanzierung
FiLaG Bundesgesetz über den Finanz- und Lastenausgleich

AVS Assurance-vieillesse et survivants
CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

Etats
CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil

national
CER-CE Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
AI Assurance-invalidité
TVA Taxe sur la valeur ajoutée
LAMal Loi fédérale sur l'assurance-maladie
RFFA Loi fédérale relative à la réforme fiscale et au financement de l'AVS
PFCC Loi fédérale sur la péréquation financière et la compensation des

charges
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Chronique générale

Finances publiques

Finances publiques

Jahresrückblick 2019: Öffentliche Finanzen

Das zentrale Ereignis des Jahres 2019 im Bereich der öffentlichen Finanzen – gut
erkennbar in der graphischen Jahresübersicht zur Anzahl Medienartikel pro Monat –
stellte das Referendum zum Bundesgesetz über die Steuerreform und die AHV-
Finanzierung (STAF) dar. Bereits seit 2008 waren Arbeiten für eine neue
Unternehmenssteuerreform im Gange, elf Jahre und verschiedene Vorlagen später
wurden diese mit dem Ja an der Urne abgeschlossen: Mit 66.4 Prozent sprachen sich
die Stimmberechtigten für eine Abschaffung der Sonderbesteuerung von
Statusgesellschaften und die Einführung von neuen Steuerabzügen (u.a. Patentbox,
Abzüge Forschung und Entwicklung, Eigenfinanzierungsabzug), eine Erhöhung des
Kantonsanteils, eine Erhöhung der Dividendenbesteuerung sowie für eine
Zusatzfinanzierung für die AHV in der Höhe von etwa CHF 2 Mrd. aus. 

Im Rahmen der STAF musste auch der Faktor zur Gewichtung der Vermögen im
Ressourcenpotenzial des Finanzausgleichs «an die fiskalische Realität» angepasst
werden. Gleichzeitig nahm der Bundesrat grundlegende Änderungen im Bundesgesetz
über den Finanz- und Lastenausgleich (FiLaG) vor. Diese waren nötig geworden,
nachdem sich Geber- und Nehmerkantone bei der Festlegung der Beträge für den
Ressourcen- und Lastenausgleich 2015 so zerstritten hatten, dass Bemühungen zu
einem Kantonsreferendum sowie zu einem Volksreferendum gegen die Regelung
unternommen worden waren. Um solche Streitigkeiten zukünftig zu verhindern, sollten
die Grundbeiträge nicht mehr alle vier Jahre neu festgelegt werden müssen, sondern
sich zukünftig an der Mindestausstattung für den ressourcenschwächsten Kanton
orientieren: Diese soll neu garantiert bei 86.5 Prozent des schweizerischen
Durchschnitts liegen – und damit tiefer als der bisherige effektive Wert. Zudem wird
der Anteil der ressourcenstärksten Kantone an der Finanzierung des
Ressourcenausgleichs auf ein Minimum von zwei Dritteln der Leistungen des Bundes
beschränkt, wobei der Bund die Finanzierungslücke übernimmt. 

Institutionell von grosser Bedeutung war die Annullierung der Abstimmung zur
Volksinitiative «Für Ehe und Familie – gegen die Heiratsstrafe» im April 2019. Das
Bundesgericht begründete diesen Entscheid mit einer schwerwiegenden Verletzung
des Transparenzgebots und mit dem äusserst knappen Ergebnis. Es sei nicht nur
theoretisch möglich, dass die Fehlinformationen durch die Bundesverwaltung das
Abstimmungsergebnis verfälscht hätten, sondern sogar wahrscheinlich, erklärte das
Gericht. Da damit zum ersten Mal überhaupt eine eidgenössische Volksabstimmung für
ungültig erklärt worden war, folgten Diskussionen um das weitere Vorgehen. Eine
Motion von CVP-Präsident Pfister (cvp, ZG; Mo. 19.3757), der dafür sorgen wollte, dass
das Parlament noch einmal – diesmal mit den korrekten Informationen – über die
Initiative beraten könne, lehnte der Nationalrat ab. Stattdessen setzte der Bundesrat
einer erneuten Abstimmung zur Initiative eine Frist bis zum 27. September 2020 und
legte eine Zusatzbotschaft zum Bundesgesetz über die direkte Bundessteuer bezüglich
einer ausgewogenen Paar- und Familienbesteuerung vor. Deren Behandlung war nach
Bekanntgabe der Annullierung sistiert worden, wurde aber vom Nationalrat in der
Herbstsession 2019 wiederaufgenommen. Dabei wies die grosse Kammer die Vorlage
aber nach langen Diskussionen an den Bundesrat zurück, damit dieser die
Individualbesteuerung oder andere alternative Steuermodelle prüfen könne. In der
Wintersession stimmte der Nationalrat der Rückweisung zu. 

Des Weiteren befürwortete das Parlament zwei umstrittene Steuererleichterungen bei
den natürlichen Personen. So nahm es eine Motion Grin (svp, VD; Mo. 17.3171) für eine
Erhöhung des Maximalabzugs für Krankenkassenprämien bei der direkten Bundessteuer
ungefähr um den Faktor 1.7 nach zahlreichen erfolglosen ähnlichen Versuchen 2019 an.
Zudem erhöhte es den Kinderabzug bei den direkten Bundessteuern im Rahmen des
Geschäfts zur Schaffung eines Steuerabzugs von Kosten für die Betreuung von Kindern
durch Dritte von CHF 6'500 auf CHF 10'000 – ohne dass dieser Aspekt ursprünglich Teil
der Vorlage gewesen oder in einer Vernehmlassung diskutiert worden wäre. Die SP
kündigte in der Folge das Referendum gegen die Vorlage an. 

RAPPORT
DATE: 31.12.2019
ANJA HEIDELBERGER
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Auch bei den indirekten Steuern nahm das Parlament einige Änderungen vor. Es
entschied sich, die Ungleichbehandlung von Sport- und Kulturvereinen bezüglich der
Mehrwertsteuer zu beseitigen. Zukünftig sollten nicht nur die bei sportlichen Anlässen
verlangten Entgelte (wie z.B. Startgelder), sondern auch die bei kulturellen Anlässen
bezahlten Teilnahmegebühren von aktiven Teilnehmenden von der Mehrwertsteuer
ausgenommen sein. Zudem senkte es das Verhältnis von Leistungen zum normalen und
zum reduzierten Mehrwertsteuersatz bei Leistungs- oder Produktkombination von 70
zu 30 Prozent auf 55 zu 45 Prozent. Neu müssen somit nur noch 55 Prozent der
Leistungen dem reduzierten Mehrwertsteuersatz unterliegen, damit ein gesamtes
Package zum reduzierten Tarif angeboten werden kann. Um zu verhindern, dass solche
Packages zum Beispiel im Onlinehandel durch ausländische Firmen Verwendung finden,
sollen dabei aber nur Leistungen berücksichtigt werden können, die in der Schweiz
erbracht werden. 1

Impôts directs

Ein Postulat Grendelmeier (ldu, ZH) (Po. 97.3162), das den Bundesrat bat zu prüfen, ob
bei der direkten Bundessteuer die Maxima für den Abzug von Krankenkassenprämien
nicht entsprechend dem Anstieg der Prämien für die Grundversicherung angepasst
werden sollten, wurde vom Nationalrat überwiesen. Eine Motion Teuscher (gp, BE) (Mo.
96.3460), die den steuerlichen Abzug von Weiterbildungskosten, die für den
Wiedereinstieg ins Berufsleben nötig sind, verlangte, überwies er ebenfalls in
Postulatsform. 2

POSTULAT
DATE: 20.06.1997
EVA MÜLLER

Diskussionslos überwies die grosse Kammer mit Billigung des Bundesrates eine Motion
Mörgeli (svp, ZH) in Postulatsform, welche einen vollumfänglichen Abzug der
Krankenversicherungsprämien bei der direkten Bundessteuer fordert. 3

MOTION
DATE: 20.06.2003
MAGDALENA BERNATH

In der Wintersession lehnte der Ständerat eine Motion Saudan (fdp, GE) ab, welche
verlangte, beim Ausgleich der kalten Progression dem realen Anstieg der
obligatorischen Krankenkassenprämien besser Rechnung zu tragen, indem die in
Frankenbeträgen festgesetzten Abzüge nicht entsprechend der Entwicklung des
Landesindexes der Konsumentenpreise, sondern entsprechend dem
durchschnittlichen jährlichen Anstieg der obligatorischen
Krankenversicherungsprämien angepasst werden. Gemäss Bundesrat ist ein Wechsel
nicht gerechtfertigt, weil die Teuerung im Gesundheitswesen vom Landesindex der
Konsumentenpreise erfasst und durch das Steuerrecht korrekt ausgeglichen wird. 4

MOTION
DATE: 08.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Eine parlamentarische Initiative Imfeld (cvp, OW) wollte das Bundesgesetz über die
Krankenversicherung (KVG) um einen neuen Artikel mit einer gesetzlichen
Bescheinigungspflicht ergänzen, welcher die Versicherer verpflichten würde, den
versicherten Personen jeweils nach Ablauf eines Jahres zuhanden der Steuerbehörden
die bezahlten Krankenkassenprämien, die bezahlten Franchisen und die bezahlten
Selbstbehalte zu bescheinigen. Der Nationalrat lehnte die Initiative entsprechend der
Empfehlung der Kommission ab, welche den Aufwand für eine Regelung auf
Gesetzesstufe als unverhältnismässig hoch einschätzte. 5

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 23.03.2007
LINDA ROHRER

Jean-Pierre Grin (svp, VD) beabsichtigte, die Explosion der Krankenkassenprämien
durch eine Erhöhung der Pauschalabzüge bei den direkten Steuern auszugleichen. So
sollten die Abzüge für alleinstehende Personen, Ehepaare und Kinder ungefähr um den
Faktor 1.7 erhöht werden. Denn trotz des starken Anstiegs der Krankenkassenprämien
seien die entsprechenden Pauschalabzüge bei den direkten Steuern nur leicht
angepasst worden. Der Bundesrat rechnete jedoch vor, dass dem Bund durch eine
solche Änderung Mindereinnahmen von CHF 465 Mio. pro Jahr drohen würden,
während eine Gegenfinanzierung durch Steuererhöhungen dieselben Personen treffen
würde, die von der Entlastung profitieren sollten. Er verwies zudem auf ähnliche,
bereits früher eingereichte Vorstösse (Mo. 10.3326, Mo. 10.4110, Mo. 11.3192, Mo. 11.3193,
Mo. 12.3297), die allesamt abgelehnt worden waren, und empfahl auch die Motion Grin
zur Ablehnung. 

MOTION
DATE: 06.03.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Unter Abwesenheit des Motionärs und nach Verzicht von Finanzminister Maurer auf
eine Stellungnahme stimmte der Nationalrat der Motion in der Frühjahrssession 2018
ohne Debatte mit 115 zu 77 Stimmen (bei einer Enthaltung) zu. Die Motion wurde von
den geschlossen stimmenden SVP-, FDP- und BDP-Fraktionen sowie von einem Teil der
CVP-Fraktion unterstützt. Damit startete der Vorstoss bedeutend erfolgreicher als
seine Vorgänger, von denen die meisten bereits vom Nationalrat abgelehnt worden
waren. Die abgelehnten Vorlagen hatten jedoch allesamt einen Abzug der vollen
Krankenkrassenprämien gefordert. Einzig die Motion Humbel, die wie die aktuelle
Vorlage ebenfalls nur eine Erhöhung des Abzugs – konkret eine „deutliche“, jedoch
nicht ausdrücklich genannte Steigerung – verlangt hatte, hatte zumindest im Nationalrat
Anklang gefunden, war dann jedoch im Ständerat gescheitert. Ob dies auch der Motion
Grin droht, wird sich zeigen. 6

Im Dezember 2017 wollte Marco Chiesa (svp, TI) mittels einer parlamentarischen
Initiative erreichen, dass der Maximalabzug für Krankenkassenprämien bei der
direkten Bundessteuer von CHF 3'500 (Ehepaare), CHF 1'700 (übrige Steuerpflichtige)
und CHF 700 (Kinder) auf CHF 7'000 (Ehepaare), CHF 3'500 (übrige Steuerpflichtige)
und CHF 1'000 (Kinder) annähernd verdoppelt wird. Da die Krankenkassenprämien in
den letzten Jahren stark angestiegen seien – im Tessin zum Beispiel gemäss einer
Studie der Fachhochschule der italienischen Schweiz (Supsi) um 64 Prozent, wodurch
sie für eine Person bei CHF 3'700 lägen –, würden sie den in der direkten Bundessteuer
gewährten Maximalabzug in vielen Fällen übersteigen. Im Februar 2019 gab die SGK-NR
der Initiative mit 15 zu 7 Stimmen Folge. Die zunehmende Belastung des Mittelstandes
müsse abgefedert werden, argumentierte die Kommission in ihrer Medienmitteilung.
Eine Kommissionsminderheit kritisierte, dass von einer solchen Regelung Personen mit
höherem Einkommen überproportional profitieren würden. 7

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 14.02.2019
ANJA HEIDELBERGER

In der Frühjahrssession 2019 diskutierte der Ständerat als Zweitrat die Motion Grin (svp,
VD) «Erhöhung der Pauschalabzüge bei der direkten Bundessteuer zum Ausgleich der
Explosion der Krankenkassenprämien» sowie eine weitere Motion Lehmann (cvp, BS;
Mo. 15.4027) zum Abzug der Krankenkassenprämien von den Steuern. Die Mehrheit der
WAK-SR hatte zuvor Annahme der Motion Grin beantragt, da die Krankenkassenprämien
als «Teil der unvermeidlichen Lebenshaltungskosten» stark angewachsen, die
entsprechenden Abzüge aber bisher nicht angepasst worden seien. Eine Minderheit
Zanetti (sp, SO) beantragte die Ablehnung der Motion, da sie zu grossen Steuerausfällen
führen würde; Letztere bezifferten Zanetti und Kommissionssprecher Baumann (cvp,
UR) auf CHF 465 Mio. Zudem würden Personen mit höheren Einkommen
überproportional von den Abzügen profitieren, was – wie Zanetti in der Plenardebatte
erläuterte – dem Prinzip der Besteuerung nach wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit
zuwider laufe. Dies löste eine hitzige Debatte im Rat aus. Erich Ettlin (cvp, OW) zum
Beispiel konterte, dass eine Besteuerung nach wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit aus
Fairnesgründen eben nicht nur eine progressive Besteuerung der Einkommen, sondern
auch progressive Abzüge beinhalten müsse. Anita Fetz (sp, BS) betonte jedoch, dass das
Grundproblem bei den Krankenkassenprämien die Finanzierung durch Kopfsteuern sei
– dass man dort eben eine Flat Rate Tax und keine Progression habe. Dadurch sei vor
allem der Mittelstand benachteiligt, der keine Prämienverbilligungen erhalte.
Finanzminister Maurer verwies indes auf die Ineffizienz der in der Motion
vorgeschlagenen Massnahme: Personen mit hohen Einkommen würden dadurch nur
minimal entlastet, hingegen kosteten die Abzüge den Staat fast eine halbe Million
Franken. Dennoch sprach sich der Rat mit 30 zu 13 Stimmen für die Motion Grin aus
und lehnte die Motion Lehmann, wie auch von der Kommission beantragt, ab (vgl.
hier). 8

MOTION
DATE: 06.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Da eine parallele Behandlung der parlamentarischen Initiative Chiesa (svp, TI) für eine
Verdoppelung des Maximalabzugs für Krankenkassenprämien bei der direkten
Bundessteuer mit der bundesrätlichen Vorlage zur Motion Grin (svp, VD; Mo. 17.3171),
die dasselbe Anliegen verfolgte, nicht sinnvoll sei, sprach sich die SGK-SR mit 9 zu 3
Stimmen (bei 1 Enthaltung) gegen die parlamentarische Initiative aus. 9

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 17.01.2020
ANJA HEIDELBERGER
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In der nationalrätlichen Debatte zur parlamentarischen Initiative Chiesa (svp, TI) für
eine Verdoppelung des Maximalabzugs für Krankenkassenprämien bei der direkten
Bundessteuer in der Wintersession 2020 wiesen die Kommissionssprechenden
Benjamin Roduit (mitte, VS) und Barbara Gysi (sp, SG) auf die weit fortgeschrittenen
Arbeiten zur Umsetzung der Motion Grin (svp, VD; Mo. 17.3171) hin. Um
Doppelspurigkeiten zu vermeiden, empfahl die Kommissionsmehrheit, der
parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben. Mit 121 zu 60 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) folgte der Nationalrat diesem Antrag und lehnte einen Minderheitsantrag
Aeschi (svp, ZG) auf Folgegeben ab. 10

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 14.12.2020
ANJA HEIDELBERGER

Mitte Juni 2021 präsentierte der Bundesrat seinen Entwurf zur Erhöhung des Abzugs
für die Krankenkassenprämien in Erfüllung der Motion Grin (svp, VD; Mo. 17.3171) und
schickte diesen bis Oktober 2021 in die Vernehmlassung. Neu soll der Steuerabzug bei
den direkten Bundessteuern bei Ehepaaren von CHF 3'500 auf CHF 6'000, bei
Einzelpersonen von CHF 1'700 auf CHF 3'000 und bei Kindern oder
unterstützungspflichtigen Personen von CHF 700 auf CHF 1'200 erhöht werden. Im
Gegenzug sollen nicht erwerbstätige Personen keine höheren Abzüge als erwerbstätige
Personen mehr geltend machen können – dennoch würden ihre Abzüge aufgrund der
Erhöhung des allgemeinen Abzugs im Vergleich zu bisher insgesamt ansteigen.
Gestrichen werden sollten auch die weiteren Abzüge (etwa von Prämien für die
überobligatorische Krankenpflegeversicherung und Lebensversicherungen), welche
bisher bis zum Maximalabzug der Prämien vorgenommen werden konnten. Letztere
Regelungen sollten auch für die Kantone gelten, während sie die Höhe der kantonalen
Abzüge auch weiterhin selber festlegen könnten. Damit erwartete der Bundesrat Kosten
von CHF 60 Mio. pro Jahr für die Kantone und von CHF 230 Mio. pro Jahr für den
Bund. 11

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 11.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

Impôts indirects

Nachdem sich auch die Nationalratskommission weitgehend den Beschlüssen der
kleinen Kammer angeschlossen hatte, gab der Bundesrat ebenfalls seine Zustimmung
zum neuen Modell bekannt. Wesentlich für das Zustandekommen eines Konsens war,
dass sich die Bundesratsparteien im Verlaufe der Herbstsession auf eine Gesamtlösung
der Bundesfinanzreform in einem Paket geeinigt hatten. Dabei mussten alle Parteien
Abstriche machen: die SP bei ihren Forderungen nach einer vollständigen
Kompensation der Ertragsausfälle bei der Stempelsteuerrevision resp. nach einer
Zweckbindung von Mehreinnahmen (z.B. zugunsten der Krankenversicherung) und die
Bürgerlichen bei ihren Begehren nach einer Reduktion der direkten Bundessteuer und
nach einer zeitlichen Befristung der Finanzordnung sowie bei ihrem Widerstand gegen
die Einführung der Proportionalsteuer für juristische Personen bei der direkten
Bundessteuer. Zu diesem Kompromiss gehörte auch ein Passus, der vorsieht, dass nur
alle drei Vorlagen der Finanzreform (MWSt, Direkte Bundessteuer und Stempelabgaben)
zusammen in Kraft treten können. Damit soll gewährleistet werden, dass das
Gesamtpaket nicht durch die Entscheide des Souveräns an der Urne wieder
aufgeschnürt wird. 12

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 28.11.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Régime financier et dépenses

1995 richtete der Bund Subventionen von knapp CHF 23 Mrd. aus, das sind CHF 780
Mio. oder 3,5% mehr als im Vorjahr. Die Bundesbeiträge machten 1995 57% (1994: 52%)
der gesamten Bundesausgaben aus. Die Reihenfolge blieb unverändert: Mit 42% flossen
die meisten Beiträge in den Bereich der Sozialen Wohlfahrt, wo vor allem die
Mehrausgaben für die Prämienverbilligung in der Krankenversicherung (+400 Mio.)
sowie die Leistungen des Bundes an die AHV (+188 Mio.) und IV (108 Mio.) ins Gewicht
fielen. Bei den zweit- und drittgrössten Subventionsposten, dem Verkehr (25%) und der
Landwirtschaft (14%), blieb die Summe praktisch konstant. Bei den Bundesbeiträgen
1995 handelte es sich wertmässig zu 64% um Finanzhilfen (Förderungs- und
Erhaltungssubventionen) und zu 36% um Abgeltungen (Entgelte für im Bundesinteresse
erbrachte Leistungen). Gute 36% flossen an Sozialversicherungen, 33% an Kantone und
Gemeinden, 9% an private Haushalte und Institutionen, 10% kamen bundeseigenen
Unternehmungen zugute und 7% gingen ans Ausland und an internationale
Organisationen. 13

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 10.07.1996
EVA MÜLLER
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Plan financier et mesures d'assainissement

Diskussionslos überwies der Nationalrat ein Postulat von Susanne Leutenegger
Oberholzer (sp, BL), welches verlangt, den Einfluss der Fiskal- und der Staatsquote auf
das Wirtschaftswachstum vertieft zu untersuchen. Ein Postulat Strahm (sp, BE) (Po.
02.3338) wurde abgelehnt, obschon der Bundesrat den Vorstoss bereits umgesetzt
hatte, indem er für die Berechnung der Fiskalquote (Abgaben an den Staat in Prozent
des Bruttoinlandproduktes) gemäss OECD-Kriterien neu die privaten Beiträge an die
Krankenversicherung und die freiwilligen Beiträge an die KV-Zusatzversicherung nicht
mehr berücksichtigte. 14

POSTULAT
DATE: 02.06.2004
MAGDALENA BERNATH

Péréquation financière

Noch vor der Sommerpause lieferten die Projektgruppen einen Zwischenbericht ab, der
in umstrittenen Bereichen erste Kompromisse vorschlug. So soll die Berufsbildung
nicht ganz kantonalisiert werden, sondern der Bund soll weiterhin mit den Kantonen für
die Grundausbildung einschliesslich der Fachschulen verantwortlich sein. Im Bereich
der beruflichen Weiterbildung soll der Bund künftig jedoch nur noch
Rahmenbestimmungen festlegen. Auch die Ergänzungsleistungen von AHV und IV sowie
die Sportförderung sollen nicht kantonalisiert werden, sondern eine gemeinsame
Aufgabe von Bund und Kantonen bleiben. Weiter sei die völlige Zentralisierung der
Armee beim Bund, wie es im Vorprojekt vorgeschlagen worden war, nicht durchsetzbar
und auch die Verbilligung der Krankenkassenprämien soll keine reine Bundessache
werden, weil sonst ein Sparanreiz für die Kantone dahinfiele. 15

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 20.08.1997
EVA MÜLLER

1) APS-Zeitungsanalyse 2019 – Öffentliche Finanzen
2) AB NR, 1997, S. 1489; AB NR, 1997, S. 522 f.
3) AB NR, 2003, S. 1223 und Beilagen III, S. 207 ff. 
4) AB SR, 2005, S. 1080 f.
5) AB NR, 2007, S. 566 und Beilagen I, S. 86 ff.
6) AB NR, 2018, S. 216; NZZ, 7.3.18
7) Medienmitteilung SGK-NR vom 15.2.19
8) AB SR, 2019, S. 42 ff.; Bericht WAK-SR vom 14.1.19
9) Medienmitteilung WAK-SR vom 17.1.20
10) AB NR, 2020, S. 2533 f.
11) Erläuternder Bericht zur Änderung des DBG vom 11.6.21; Medienmitteilung BR vom 11.6.21; Vorentwurf zur Änderung des
DBG vom 11.6.21
12) AB NR, 1990, S. 2048; NZZ, 11.7., 18.9., 24.10. und 6.11.90; Vr, 7.11.90; BZ, 28.11.90
13) Lit. Witschard; Presse vom 10.7.96
14) AB NR, 2004, S. 489 und Beilagen I, S. 381 f. ; AB NR, 2004, S. 822 ff. 
15) Presse vom 7.7. und 20.8.97
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